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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

U - In - Wi 

zu Punkt … der 969. Sitzung des Bundesrates am 6. Juli 2018 

Achte Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung 

A 

Der federführende Ausschuss für Umwelt,  

Naturschutz und nukleare Sicherheit (U) und  

der Wirtschaftsausschuss (Wi) 

empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grund-

gesetzes nach Maßgabe folgender Änderungen zuzustimmen:  

1. Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a1 - neu -, 

       Buchstabe b (§ 6 Absatz 3 und 3a AbwV) 

Artikel 1 Nummer 4 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Buchstabe a ist folgender Buchstabe a1 einzufügen: 

‚a1) In Absatz 3 wird nach dem Wort „vierfache“ das Wort „gemesse-

ne“ eingefügt.‘ 

b) In Buchstabe b ist in Absatz 3a nach den Wörtern „wenn der“ das Wort 

„gemessene“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 
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2. Zu Artikel 1  Nummer 9 Buchstabe c (Anhang 19 Teil C Absatz 1, 2 Satz 1 

                  AbwV), 

Nummer 14 (Anhang 28 Teil C Absatz 1, 5, 6 AbwV), 

Nummer 20 Buchstabe b, d (Anhang 45 Teil B, C, F AbwV) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 9 Buchstabe c ist Anhang 19 Teil C „Anforderungen an das 

Abwasser für die Einleitungsstelle“ wie folgt zu ändern: 

aa) In Absatz 1 ist in die Tabelle nach der Zeile „Gesamter organischer 

Kohlenstoff (TOC)“ folgende Zeile einzufügen: 

„ 

Chemischer Sauerstoffbe-

darf (CSB) 

kg/t 25 

„

bb) In Absatz 2 Satz 1 sind die Wörter „Der produktionsspezifische 

Frachtwert für den TOC (kg/t), der nach Absatz 1 Satz 1 zu messen ist, 

ergibt“ durch die Wörter „Die produktionsspezifischen Frachtwerte 

(kg/t) nach Absatz 1 ergeben“ zu ersetzen.  

b) In Nummer 14 ist Anhang 28 Teil C „Anforderungen an das Abwasser für 

die Einleitungsstelle“ wie folgt zu ändern:  

aa) In Absatz 1 ist in die Tabelle nach der Zeile „Organisch gebundener 

Kohlenstoff, gesamt (TOC)“ folgende Zeile einzufügen: 

„ 

Chemischer Sauerstoffbe-

darf (CSB) 

- 3,0 

„

bb) In Absatz 5 sind nach den Wörtern „bis zu 1,8 kg/t“ die Wörter „und 

für den CSB von bis zu 5 kg/t“ einzufügen. 

cc) In Absatz 6 sind nach den Wörtern „bis zu 2,0 kg/t“ die Wörter „und 

für den CSB von bis zu 5 kg/t“ einzufügen. 
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c) Nummer 20 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Buchstabe b ist in Anhang 45 Teil C „Anforderungen an das Abwas-

ser für die Einleitungsstelle“ Absatz 1 in die Tabelle nach der Zeile 

„Organisch gebundener Kohlenstoff, gesamt (TOC)“ folgende Zeile 

einzufügen: 

„ 

Chemischer Sauerstoffbedarf 

(CSB) 

80 

„

bb) In Buchstabe d ist Anhang 45 Teil F wie folgt zu fassen:  

„F Anforderungen für vorhandene Einleitungen 

Für vorhandene Einleitungen von Abwasser aus Anlagen, die vor dem 

… [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung nach Arti-

kel 3] rechtmäßig in Betrieb waren oder mit deren Bau zu diesem Zeit-

punkt rechtmäßig begonnen worden ist, sind die Anforderungen an den 

TOC nach Teil C Absatz 1 und die Anforderungen an den CSB nach 

Teil C Absatz 3 und Teil H Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c erst ab 

dem … [einsetzen: Angabe des Tages und des Monats des Inkrafttre-

tens dieser Verordnung nach Artikel 3 sowie der Jahreszahl des dritten 

auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] einzuhalten. Teil H Absatz 1 

Nummer 1 Buchstabe a gilt bis zum … [einsetzen: Angabe des Tages 

und des Monats des Inkrafttretens dieser Verordnung nach Artikel 3 

sowie der Jahreszahl des dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] 

mit der Maßgabe, dass anstelle des TOC der CSB täglich zu messen 

ist.“ 

Begründung: 

Grundsätzlich ist voranzustellen, dass ein Ersatz des Parameters CSB durch 
den Parameter TOC nicht lediglich in einzelnen Anhängen der Abwasserver-
ordnung (AbwV) erfolgen sollte, sondern vielmehr das Abwasserabgabenge-
setz (AbwAG) und die gesamte AbwV (d. h. alle Anhänge) entsprechend an-
zupassen sind. Als Übergangslösung ist aus abgaberechtlicher Sicht eine  
parallele Beibehaltung des Parameters CSB in den Anhängen 19, 28 und 45 der 
AbwV bis zur Novellierung des AbwAG aus Gründen der Rechtssicherheit und 
-klarheit erforderlich, wodurch künftig eine Ermäßigung der Abwasserabgabe 
gewährleistet wird. 
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Die Ersetzung des Parameters CSB durch TOC hätte zur Folge, dass der Stand 
der Technik im Hinblick auf CSB-Konzentrationswerte und -Frachtwerte nicht 
mehr in der AbwV geregelt wäre. Eine Ermäßigung der Abwasserabgabe nach 
§ 9 Absatz 5 Satz 1 AbwAG wäre in diesen Fällen ausgeschlossen, da die Re-
gelung die Einhaltung der in der AbwV festgelegten Anforderungen voraus-
setzt. Als festgelegte Anforderungen nach dem Stand der Technik im Sinne 
von § 57 Absatz 2 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gelten sowohl die 
Überwachungswerte als auch die parameterspezifischen Frachtbegrenzungen, 
wenn sie in den Anhängen der AbwV als Stand der Technik festgelegt sind. 
Diese Anforderungen sind Maßstab der Prüfung der Festsetzungsbehörde im 
Rahmen der Ermäßigung nach § 9 Absatz 5 Satz 1 AbwAG. 

In den Anhängen 19 und 28 Teil C ist für den CSB nach der geltenden Rechts-
lage jeweils ein produktionsspezifischer Frachtwert im Sinne von § 2 Num-
mer 4 AbwV als Stand der Technik geregelt und muss nicht durch die zustän-
dige Wasserbehörde im Einzelfall festgelegt werden. Die Bestimmung von 
CSB-Konzentrationswerten gemäß § 4 Absatz 1 Satz 2 AbwAG basiert auf 
diesen Frachtanforderungen. Fehlen diese Frachtanforderungen, so fehlt der 
Berechnung die Grundlage. Der Stand der Technik wäre dann erst durch die 
jeweils zuständige Wasserbehörde (in der Regel die untere Wasserbehörde) zu 
ermitteln. Dies soll durch den Änderungsvorschlag gerade vermieden werden.  

Eine Ermäßigung käme dann nur auf Grundlage von § 9 Absatz 5 Satz 2  
AbwAG in Betracht. Dies setzt eine Festlegung des Standes der Technik durch 
die jeweils zuständige Wasserbehörde in der Einleitererlaubnis voraus. Dies 
könnte zu deutlich strengeren Anforderungen und einem Mehraufwand der zu-
ständigen Wasserbehörden führen. Da es jeder einzelnen Wasserbehörde über-
lassen bleibt, den Stand der Technik festzulegen, könnte dies zu einer bundes-
weit sehr unterschiedlichen Vorgehensweise bzw. Ungleichbehandlung der 
Einleiter führen. 

Hauptanwendungsfall bei der Abgabenfestsetzung sind hingegen bestehende 
Einleitererlaubnisse, die weiterhin den CSB als Überwachungswert vorsehen. 
Da Einleitungserlaubnisse im Regelfall für längere Zeiträume von 10 - 15 Jah-
ren erteilt werden, betrifft diese Fallkonstellation derzeit den deutlich überwie-
genden Teil der Festsetzungen. In diesen Fällen muss die Behörde, die die Ab-
wasserabgabe festsetzt, zusätzlich zur Einhaltung des festgesetzten CSB-Werts 
prüfen, ob der CSB-Überwachungswert auch dem Stand der Technik im Zeit-
punkt der Abgabenfestsetzung entspricht: Da zu CSB dann keine Vorgaben 
mehr in der AbwV enthalten wären, müsste die Festsetzungsbehörde den aktu-
ellen Stand der Technik branchenbezogen bestimmen und mit den Überwa-
chungswerten vergleichen. Aufgrund der Fortentwicklung des Stands der 
Technik bei CSB kann es dazu kommen, dass der festgesetzte CSB-Über-
wachungswert einem künftigen Stand der Technik nicht entspricht. Sollte die-
ser neue für die Branche dem Stand der Technik entsprechende CSB-Wert 
nicht eingehalten werden, hätte dies zur Folge, dass bei bestehenden Einleiter-
laubnissen bei unverändertem Einleitverhalten eine Abgabenreduzierung nach 
§ 9 Absatz 5 Satz 2 AbwAG ausschiede und eine – sachlich nicht gerecht-
fertigte – Verdoppelung der Abwasserabgabe einträte. 
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Anhang 45 Teil F sieht eine Übergangsregelung mit einer Frist von drei Jahren 
vor. Ob allerdings bis zu diesem Zeitpunkt die geplante AbwAG-Novelle mit 
der Ersetzung des CSB durch TOC tatsächlich umgesetzt ist, ist offen, weshalb 
die Fortführung des CSB auch in Anhang 45 nicht befristet sein sollte. 

Die Auswirkungen des Wegfalls der Ermäßigungsmöglichkeit sind gegenwär-
tig nicht bezifferbar, würden aber im Ergebnis zu Lasten der Abgabepflichtigen 
gehen und faktisch zu einer Einnahmeerhöhung führen bei unverändertem Ein-
leitverhalten. 

Zuletzt wird auch das postulierte Ziel, eine Reduzierung der Untersuchungen 
des Parameters CSB, nicht erreicht. Wenn das AbwAG nicht angepasst wird 
und der Parameter CSB nicht durch TOC ersetzt wird, sind auch weiterhin Un-
tersuchungen des Parameters CSB erforderlich, so dass sich die Anzahl der 
CSB-Untersuchungen nicht reduziert. 

Im Zuge der Novellierung des AbwAG, welche nach dem Koalitionsvertrag in 
dieser Legislaturperiode vorgesehen ist, könnte ein umfassender Ersatz des Pa-
rameters CSB durch den Parameter TOC erfolgen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa und bb 

(Anhang 45 Teil D Absatz 1 und 3 AbwV) 

Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen: 

‚c) Dem Teil D wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Im Abwasser dürfen … (weiter wie Regierungsvorlage Doppelbuch-

stabe bb).“ ‘ 

Begründung: 

Mit der Verordnung sollen die bestehenden Anforderungen für den Phenolin-
dex, Sulfid und Cyanid abgesenkt werden. Diese Reduzierung ist gemäß dem 
Durchführungsbeschluss 2014/738/EU der Kommission vom 9. Oktober 2014 
über Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) gemäß 
der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Industrieemissionen in Bezug auf das Raffinieren von Mineralöl und Gas euro-
parechtlich nicht erforderlich, da es keine BVT-assoziierten Emissionswerte 
gibt, und geht über eine Eins-zu-eins-Umsetzung von EU-Recht hinaus. Um 
deutsche Raffinerien im Wettbewerb mit Raffinerien in anderen EU-
Mitgliedstaaten nicht zu benachteiligen, ist auf diese Verschärfung zu verzich-
ten. Die bestehenden Grenzwerte sollen beibehalten werden. 
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4. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem Bundesrat, der 

Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.  
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